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AUSZUG 
 

aus der öffentlichen Sitzung 
der Stadtverordnetenversammlung 

vom Montag, 22.06.2026 
 

 

Punkt 10.: 

Prüfung des Jahresabschlusses des Haushaltsjahres 2022 
Drucksachennummer: 58/2026 1. Ergänzung 
 
Der Vorsitzende des Hauptausschuss und Ausschuss für Finanzen, Wirtschaftsförde-
rung und Digitalisierung berichtet zunächst über die Ergebnisse der Ausschussbera-
tungen. 
 
Während der Aussprache stellt Herr Kilp den folgenden Änderungsantrag: 
 
Absatz 5 der Beschlussvorlage erhält folgende Fassung:  
 
Für die Grundstücke, die mit gemeindeeigenen Gebäuden bebaut sind, werden gemäß 
Prüfungsbeanstandung 4 Wertminderungen in Höhe von 4,93 Mio. Euro berücksichtigt.  
 
Am Ende der Beschlussvorlage wird angefügt:  
 
Der Magistrat soll in der nächsten Sitzung des HFWD über die Hintergründe folgender 
Prüfungsbeanstandungen/-empfehlungen berichten: 
 

• die Anschaffung des Feuerwehrfahrzeuges unter Nichtbeachtung der Förder-
richtlinien und den damit verbundenen Verzicht auf Fördermittel in Höhe von 
47.100 EUR (Prüfungsbeanstandung 2/Feuerwehrwesen)  

• die nicht abgerechneten Feuerwehreinsätze aufgrund fehlender zeitnaher Bear-
beitung durch die Verwaltung (Prüfungsempfehlung 3/Feuerwehrwesen) 

• die Aufnahme des 7-Millionen-Euro-Kredits trotz vorhandener liquider Mittel 
(Prüfungsbeanstandung 3) 

 
Nach der Aussprache lässt der Vorsitzende zunächst über den Änderungsantrag ab-
stimmen: 
 

Abstimmungsergebnis: 
dafür:  33 
dagegen:  0 
Enthaltungen:  0 
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Somit lautet der Beschluss unter Einbeziehung des einstimmig angenommenen Ände-
rungsantrages: 
 
Der Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes (RPA) über die Prüfung des Jahres-
abschlusses 2022 wird zusammen mit der Stellungnahme der Verwaltung zur Kenntnis 
genommen und der Jahresabschluss mit den notwendigen Korrekturbedarfen be-
schlossen. Gemäß § 114 HGO wird dem Magistrat die Entlastung für das Haushaltsjahr 
2022 erteilt. 
 
Folgende Prüfungsbeanstandungen bzw. –hinweise und-empfehlungen werden zur ex-
pliziten Umsetzung beschlossen: 
 
Neubewertung der Grundstücke (Seite 35) 
 
Die Bewertung der Parkgrundstücke werden zum in der Eröffnungsbilanz (EB) veran-
schlagten Grundstückswert von 5,50 EUR/m² vorgenommen. Die Anlagenbuchhaltung 
ist dahingehend zu korrigieren (s. Anlage 4 der Niederschrift) 
 
Die Waldflächen, die für den Quarzitabbau genutzt werden, und der Anteil, der ver-
traglich als Erweiterungsfläche überlassen wurde, verbleiben bei dem bisherigen 
Grundstückswert von 5,00 EUR/m². Die sonstigen Waldflächen sind mit einem Grund-
stückswert von 0,34 €/m² zu bewerten (s. Anlage 5 und 6 der Niederschrift). Nach er-
folgtem Abbauende sind diese Flächen wiederum mit einem Grundstückswert von 
0,34 €/m² in der Anlagenbuchhaltung zu führen. Evtl. in der Zukunft neu ausgewiesene 
Erweiterungsflächen sind dann wieder im Grundstückswert von 0,34 EUR auf 5,00 EUR 
pro qm anzupassen. 
 
Für die Grundstücke, die mit gemeindeeigenen Gebäuden bebaut sind, werden ge-
mäß Prüfungsbeanstandung 4 Wertminderungen in Höhe von 4,93 Mio. Euro berück-
sichtigt.  
 

Bei den Spiel-, Bolz- und Parkplätzen sind die Grundstücke (lt. Anlage 7 der Nieder-
schrift), welche sich nicht im Außenbereich befinden und aufgrund ihrer Lage prob-
lemlos zu Wohnbaugrundstücken umgewandelt werden könnten, zum umliegenden 
Bodenrichtwert in der Anlagenbuchhaltung zu führen.  
 

Die fehlenden gesetzlichen Anforderungen im Jahresabschluss- und Rechenschafts-
bericht sind in den kommenden Berichten nachzupflegen. 
 
Der Magistrat soll in der nächsten Sitzung des HFWD über die Hintergründe folgender 
Prüfungsbeanstandungen/-empfehlungen berichten: 
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• die Anschaffung des Feuerwehrfahrzeuges unter Nichtbeachtung der Förder-

richtlinien und den damit verbundenen Verzicht auf Fördermittel in Höhe von 
47.100 EUR (Prüfungsbeanstandung 2/Feuerwehrwesen)  

• die nicht abgerechneten Feuerwehreinsätze aufgrund fehlender zeitnaher Bear-
beitung durch die Verwaltung (Prüfungsempfehlung 3/Feuerwehrwesen) 

• die Aufnahme des 7-Millionen-Euro-Kredits trotz vorhandener liquider Mittel 
(Prüfungsbeanstandung 3) 

 
 

 
 

 
 
 
 


